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Neues aus dem Recht

Unterschiedliche Beurteilung der 
Genitalbeschneidung

Zwei neue Urteile verdeutlichen die Haltung der Schweiz in Sachen 
Beschneidung. Die Verstümmelung weiblicher Genitalien wird 

dabei anders eingestuft als die Beschneidung der Vorhaut.
Text: Ursula Christen, Dozentin FH für Soziale Arbeit, und Stefanie Kurt, Assistenzprofessorin FH für Soziale Arbeit

Im Februar 2019 bestätigte das Bundes-
gericht die Verurteilung einer somali-
schen Mutter wegen «Verstümmelung 
weiblicher Genitalien» (Art. 124 StGB) 
zu acht Monaten Freiheitsentzug. Die 
Frau hatte ihre beiden sechs- und sie-
benjährigen Töchter vor der Einreise in 
die Schweiz einer Genitalbeschneidung 
unterziehen lassen. Im Urteil hielten die 
BundesrichterInnen explizit fest, dass 
der Kampf gegen Genitalverstümme-
lungen eine internationale Aufgabe sei 
und daher die Strafverfolgung nicht auf 
Personen, die zum Tatzeitpunkt Wohn-
sitz in der Schweiz haben, beschränkt 
sei.  

Im Juni wies das Obergericht des 
Kantons Zürich die Beschwerde einer 
Mutter ab, die von der Kindes- und Er-
wachsenenschutzbehörde (KESB) in ei-
nem zivilrechtlichen Verfahren daran 

gehindert wurde, aus religiösen Grün-
den ihren Sohn zu beschneiden. Die 
Beschneidung dieses Zehnjährigen wur-
de vom Gericht als kindeswohlgefähr-
dend eingestuft, da er aufgrund frühe-
rer Traumatisierungen hypersensibel 
und panisch auf medizinische Interven-
tionen reagiere. Im Urteil wird jedoch 
explizit festgehalten: «… kann nach dem 
vorgeschilderten Stand der derzeitigen 
Diskussion der Auffassung gefolgt wer-
den, dass die männliche Beschneidung 
als solche nicht als Kindeswohlgefähr-
dung zu qualifizieren ist.» 

Das Schweizerische Kompetenzzent-
rum für Menschenrechte hat ebenfalls 
festgelegt, dass Zirkumzision auch ohne 
medizinische Indikation keine Kindes-
wohlgefährdung darstelle und eine Ent-
scheidung der Eltern für urteilsunfähige 
Kinder daher grundsätzlich möglich sei. 

Für Sozialarbeitende, insbesondere 
im Bereich Kindeswohl, ist es von Be-
deutung, den aktuellen Stand der juris-
tischen Diskussion zu kennen: Die Be-
schneidung weiblicher Genitalien stellt 
eine klare Menschenrechtsverletzung 
dar und ist strafrechtlich zu ahnden, die 
Beschneidung der männlichen Vorhaut 
jedoch liegt im Ermessen der Eltern, 
sofern keine weitergehende Verletzung 
des Kindeswohls wie in diesem Fall 
vorliegt. 

Urteile
Bundesgericht: Urteil 6B_77/2019 vom 22.2.2019
Obergericht des Kantons Zürich vom 4.6.2019 
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